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I/A Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

I/A 1:   ADFC Leverkusen e.V., Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Zu 1 und zu 2.: 
Bei der Dimensionierung der geplanten Erweiterung der P+R-Anlage am S-Bahnhof 
Rheindorf wurde auch die Parkraumanalyse vom Planerbüro Südstadt von Januar 
2017 berücksichtigt. Die hier ermittelten Ergebnisse bestätigen die komplette werk-
tägliche Auslastung dieser Stellplätze in dem für Berufspendler relevanten Zeitraum 
morgens ab 8 Uhr sowie eine vollständige Belegung dieser Parkplätze bis 14:00 Uhr. 
Aufgrund der in diesem Zeitraum nicht mehr verfügbaren Parkplätze weichen die Be-
rufspendler in das angrenzende Wohngebiet aus und belegen dort öffentliche Stell-
plätze. Das Gutachten ermittelt hier eine Anzahl von ca. 35 Pkws, die aufgrund der 
vollständigen Belegung der P+R-Anlage im Wohngebiet an der Okerstraße abgestellt 
werden. Aufgrund der in diesem Zeitraum nicht von Bewohnern belegten Parkplätze 
führte dieses zwar nicht zu einem erhöhten Parkdruck in der Okerstraße, dieses Aus-
weichen in das Wohngebiet verdeutlicht allerdings die hohe Nachfrage nach weiteren 
Stellplätzen zum Umstieg in die S-Bahn. 

Die Parkraumanalyse wurde am 29.09.2016 an einem trockenen Tag mit überdurch-
schnittlich hohen Temperaturen für Ende September durchgeführt, ideale Vorausset-
zungen, um mit dem Rad zu fahren. Erfahrungen haben jedoch gezeigt, dass mit der 
dunklen Jahreszeit viele Radfahrer auf das Auto und den Bus umsteigen und des-
halb davon ausgegangen werden muss, dass im Herbst und Winter noch wesentlich 
mehr Stellplätze fehlen, als in der Analyse ermittelt.  

Die in der Analyse angeregte Optimierung der Busandienung wurde bereits teilweise 
geprüft und dort, wo es möglich ist, auch umgesetzt. Zudem sind Maßnahmen zur 
Verbesserung der Fahrradabstellmöglichkeiten (Fahrradboxen) geplant. Auch in der 
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Annahme, dass durch eine weitere Optimierung des ÖPNV und des ruhenden Rad-
verkehrs der aktuell erforderliche Mehrbedarf an Pkw-Stellplätzen zumindest teil-
weise gesenkt werden kann, ist die Herstellung der geplanten Stellplätze aus folgen-
den Gründen unverzichtbar: 

Die Stadt Leverkusen verfolgt das Ziel, mehr Pendler als heute dazu zu bringen, 
nicht mit dem Auto, sondern mit der S-Bahn zu fahren. Hierzu soll besonders der 
große Kreis der Berufspendler bewegt werden, der zu weit vom S-Bahnhof entfernt 
wohnt, um das Fahrrad zu benutzen und für den eine Busnutzung trotz Optimierung 
keine Alternative darstellt. Ausreichend Stellplätze sind hier Grundvoraussetzung. 
Auch für Bahnpendler, die heute mit dem Pkw in die Zentren fahren, um von dort die 
S-Bahn zu benutzen, sollen echte Alternativen geschaffen werden. Sie sollen mög-
lichst von den Außenbezirken aus mit der S-Bahn fahren, um die Zentren zu entlas-
ten. Hierzu bietet sich der S-Bahnhof Rheindorf besonders an. Um diesen großen
Personenkreis zu erreichen, müssen ebenfalls ausreichend Stellplätze angeboten
werden.

Ein Problem am S-Bahnhof Rheindorf sind auch die Berufspendler, die zum Teil in 
der nahegelegenen Okerstraße parken, weil die vorhandene P+R-Anlage ausgelastet 
ist. Durch die geplante Erweiterung der P+R-Anlage können diese Fremdparker künf-
tig direkt am S-Bahnhof parken, so dass sich die teilweise schwierige Parksituation 
im Wohngebiet wesentlich verbessert und von einer geringeren Belastung der An-
wohner durch Parksuchverkehr ausgegangen werden kann. 

Weiterhin kann man davon ausgehen, dass es viele potentielle S-Bahnnutzer gibt, 
die nicht mit der S-Bahn sondern mit dem Auto fahren, weil sie am S-Bahnhof keinen 
Stellplatz bekommen und ein Parken im Wohngebiet Okerstraße mit einem langen 
und zeitaufwendigen Fußweg verbunden ist. Insbesondere für mobilitätseinge-
schränkte Personen ist der Weg von der Okerstraße zum S-Bahnhof zu weit. Diese 
potentiellen S-Bahnnutzer können mit einem ausreichenden Stellplatzangebot im 
Zuge der Erweiterung der P+R-Anlage gewonnen werden.  

Aus den o. g. Gründen ist die geplante Dimensionierung der P+R-Anlage erforderlich 
und die Anzahl von ca. 70 zusätzlichen Stellplätzen richtig kalkuliert. 

Zu 3.: 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Erweiterung der P+R-Anlage für den Kfz-Verkehr. 
Hierzu wird eine Verkehrsfläche planungsrechtlich festgesetzt. Flächen zur Berück-
sichtigung des ruhenden Radverkehrs (Bike + Ride) befinden sich außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes in unmittelbarer Lage am S-Bahnhof. 
Radabstellanlagen sind im direkten Umfeld des Bahnhofes sinnvoll. An diesem 
Standort werden die Fahrradabstellplätze gebündelt und der Weg zwischen Abstell-
platz und Bahnhof wird geringgehalten. Im Erweiterungsgebiet der P+R-Anlage sind 
daher keine zusätzlichen Radabstellplätze vorgesehen.  

Unabhängig vom Bebauungsplanverfahren wird durch die Stadt Leverkusen/Fachbe-
reich Tiefbau am S-Bahnhof Rheindorf die Aufstellung von 12 Fahrradboxen im Be-
reich der vorhandenen Bushaltestelle geplant. Ein entsprechender Finanzierungsan-
trag wurde Ende März 2019 beim Nahverkehr Rheinland gestellt. Eine Umsetzung 
(Ausschreibung und Ausführung durch TBL) wäre dann möglich. 
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Die Situation der Anbindung für den nicht motorisierten Individualverkehr an den S-
Bahnhof Rheindorf wird zudem im Rahmen des Bebauungsplanes berücksichtigt. 
Hierzu wird die bestehende Fuß- und Radwegebeziehung planungsrechtlich 
gesichert. Im Bebauungsplan erfolgte für diesen Bereich eine Festsetzung als 
"Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung" mit der Zweckbestimmung 
"Öffentlicher Fuß- und Radweg", innerhalb dessen Ausbaumaßnahmen zulässig 
sind. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Zu 1. und 2.: 
Die Dimensionierung der geplanten P+R-Parkplätze folgt der Auswertung der 
erstellten Parkraumanalyse. Im Bebauungsplan wird hierzu eine Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung festgesetzt und die Fläche für den P+R-Verkehr 
gesichert. Die Äußerung bezüglich der Nichtbeachtung der Parkraumanalyse wird 
nicht geteilt. 

Zu 3.: 
Die Äußerung zur Berücksichtigung von Maßnahmen zur Verbesserung der beste-
henden Fahrradabstellanlage kann im Bebauungsplanverfahren nicht berücksichtigt 
werden, da diese Fläche außerhalb des Geltungsbereiches liegt. Maßnahmen für 
Fahrradabstellplätze sollten gebündelt im direkten Umfeld des S-Bahnhofes 
erfolgen. Eine Verbesserung der Fuß- und Radwegebeziehung zum S-Bahnhof 
Rheindorf ist innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen 
Verkehrsfläche "Fuß- und Radweg" umsetzbar. 

Die Anregungen zum ruhenden Radverkehr innerhalb des Plangebietes werden 
nicht berücksichtigt und im Sinne der Gesamtentwicklung am S-Bahnhof-Rheindorf 
zur Kenntnis genommen. 
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I/B Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
I/B 1:   Amprion GmbH, Dortmund 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „220-/380-kV-Höchspannungsfreileitungen“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch den Verlauf zweier oberirdisch 
verlaufenden Höchstspannungsfreileitungen (380 kV sowie 220-/380 kV) der 
Amprion GmbH betroffen. In die Planzeichnung des Bebauungsplanes werden Lei-
tungsmittellinie, Maststandorte und Schutzstreifengrenzen (66 m bzw. jeweils 33 m 
beiderseitig der Leitungsmittelachse sowie 62 m bzw. jeweils 31 m beiderseits der 
Leitungsmittelachse) nachrichtlich aufgenommen. Da im Bereich des Schutzstreifens 
die Festsetzung als Verkehrsfläche erfolgt, sind bauliche Anlagen dort generell nicht 
zulässig. Des Weiteren erfolgt ein genereller Hinweis auf die Hochspannungsfreilei-
tung und die zu beachtenden Bestimmungen. 
 
Zu „Anpflanzungen und Aufwuchs“: 
Hinsichtlich der zulässigen Endwuchshöhe (8 m) von Anpflanzungen im Bereich der 
Schutzstreifen der Höchstspannungsfreileitungen wird ein Hinweis in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. Da es sich bei den hiervon betroffenen Flächen um öffentli-
che Flächen handelt, obliegt die Pflanzenauswahl der Stadt Leverkusen.  
 
Die vorgebrachten Äußerungen zur Kostenübernahme für das Beseitigen von An-
pflanzungen sind nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes.  
 
Zu „Zugänglichkeit“: 
Zur Gewährleistung der Zufahrt für Maststandorte wird ein entsprechender Hinweis in 
den Bebauungsplan aufgenommen. Die Planung wird so konzipiert, dass die Mast- 
und Leistungszugänglichkeit gewährleistet ist. Im Übrigen befinden sich keine Mast-
standorte innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 
Zu „Bauvorhaben“: 
Grundsätzlich sind Bauvorhaben innerhalb der im Schutzstreifen festgesetzten Ver-
kehrs- oder Grünfläche weder vorgesehen noch planungsrechtlich zulässig. Einzel-
maßnahmen, wie die Ausbauplanung der Verkehrsfläche, sind im Bedarfsfall mit dem 
Leitungsträger abzustimmen. Zur Gewährleistung der Beteiligung des Netzbetreibers 
bei jeglichen baulichen Vorhaben unterhalb der Hochspannungsfreileitung wird ein 
genereller Hinweis in den Bebauungsplan übernommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Hochspannungsfreileitungen werden im Bebauungsplan nachrichtlich übernom-
men. 
 
Die Leitungsachsen sowie die zugehörigen Schutzstreifen der Hochspannungsfreilei-
tungen werden im Bebauungsplan zeichnerisch eingetragen. Zudem erfolgt als Hin-
weis die Angabe zur Festlegung der Schutzstreifen sowie die zu beachtenden Be-
stimmungen (Beteiligung des Leitungsträgers, Anpflanzungen, Zugänglichkeit). 
 
Der Äußerung der Amprion GmbH wird hiermit gefolgt. 
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I/B 2:   Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW, Köln  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Belange des Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW werden durch die Planung 
nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 3:   Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, Bonn 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Belange der Bundeswehr werden durch die Planung nicht berührt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4:   Deutsche Bahn AG, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Bahnstromleitung“: 
Die 110-kV-Bahnstromleitung befindet sich außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes. In seinem nordöstlichen Teilbereich ragt geringfügig der Schutz-
streifen der 110-kV-Bahnstromleitung in den Geltungsbereich. In die Planzeichnung 
des Bebauungsplanes wird die Schutzstreifengrenze nicht eingetragen, da diese 
Kennzeichnung nur schwer erkennbar wäre und sich zudem der Schutzstreifen inner-
halb der dort bestehenden sowie planungsrechtlich festgesetzten Verkehrsfläche be-
findet. Da im Bereich des Schutzstreifens die Festsetzung als Verkehrsfläche erfolgt, 
sind bauliche Anlagen oder Anpflanzungen dort generell nicht zulässig bzw. vorgese-
hen. Zudem ist die Zugänglichkeit aufgrund der getroffenen Festsetzung gewährleis-
tet. 
Innerhalb der textlichen Festsetzungen erfolgt jedoch ein Hinweis auf den Schutz-
streifen der Bahnstromleitung und die zu beachtenden Anforderungen innerhalb des 
Schutzabstandes, um auf die mittelbare Betroffenheit dieser Leitung hinzuweisen. 
 
Zu „Zugänglichkeit“: 
Zur Gewährleistung der Zugänglichkeit im Schutzstreifen wird ein entsprechender 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. Die Planung ist so konzipiert, dass 
die Mast- und Leistungszugänglichkeit gewährleistet ist. 
 
Zu „Elektromagnetischen Einflüssen“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist nicht unmittelbar von der 110-kV-
Bahnstromleitung betroffen. Die vorgebrachten Äußerungen zu elektromagnetischen 
Einflüssen ist daher kein Regelungsinhalt des Bebauungsplanes. 
 
Zu „Haftung für Witterungseinflüsse und bei Baumaßnahmen“: 
Die vorgebrachten Äußerungen zu Haftungsausschlüssen ist kein Regelungsinhalt 
des Bebauungsplanes. 
 
Zu „Baukran“: 
Zur Gewährleistung der Beteiligung der DB bei jeglichen baulichen Vorhaben inner-
halb des Schutzstreifens wird ein entsprechender Hinweis auf die Bestimmungen und 
die Beteiligung des Leitungsträgers in die textlichen Festsetzungen übernommen.  
 
Zu „Bodenbeschaffenheit“: 
Bezüglich der vorgebrachten Äußerung zur Veränderung der Bodenbeschaffenheit 
bei einem Eingriff in den Boden im Umkreis von 15 Metern zu Maststandorten sowie 
zur Anzeige an die DB bei Aufschüttungen oder Bodenabtragungen im Schutzstrei-
fenbereich erfolgt ein genereller Hinweis zur Beteiligung der DB bei Baumaßnahmen. 
 
Zu „Neuanpflanzungen“: 
Hinsichtlich der zulässigen Endwuchshöhe (3,50 m) von Anpflanzungen im Bereich 
des Schutzstreifens der Bahnstromleitung wird ein Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Da es sich bei den hiervon betroffenen Flächen um eine öffentliche 
Verkehrsfläche handelt, sind Neuanpflanzungen nicht anzunehmen. Eine weitere 
rechtliche Sicherung ist daher nicht erforderlich. 
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Zu „Arbeiten im Bereich der Bahnstromleitung“: 
Zur Erforderlichkeit der Ausschaltung von Stromkreisen bei Arbeiten ohne Mindest-
abstand zu stromführenden Leitungen erfolgt ein genereller Hinweis zur Beteiligung 
der DB bei Baumaßnahmen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Der zugehörige Schutzstreifen der Bahnstromleitung wird im Bebauungsplan zeich-
nerisch nicht eingetragen. 
Es erfolgt innerhalb der textlichen Festsetzungen der Hinweise auf den Schutzstrei-
fen sowie die zu beachtenden Bestimmungen (Beteiligung des Leitungsträgers, An-
pflanzungen, Zugänglichkeit). 
 
Der Äußerung der DB Energie GmbH wird teilweise gefolgt. 
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I/B 5:   Energieversorgung Leverkusen (EVL), Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Wasserschutzgebiet“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der Wasser-
schutzzone IIIa im Wasserschutzgebiet Leverkusen-Rheindorf. Im zeichnerischen so-
wie im textlichen Teil des Bebauungsplanes erfolgen hierzu Hinweise und Angaben. 
 
Zu „Stromleitungen“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch den Verlauf einer unterirdischen 
Hauptversorgungstrasse zur Stromversorgung betroffen, die nicht überbaut werden 
darf. In der Planzeichnung des Bebauungsplanes wird dieser Bereich innerhalb von 
dargestellten Schutzstreifengrenzen berücksichtigt. Da im Bereich des Schutzstrei-
fens die Festsetzung als Grünfläche/Verkehrsfläche erfolgt, sind bauliche Anlagen 
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dort generell nicht zulässig. Des Weiteren erfolgt innerhalb der textlichen Festsetzun-
gen ein Hinweis auf die Lage der stromführenden Leitungen sowie die zu beachten-
den Bestimmungen. 
 
Zu „Telekommunikationskabel“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch den Verlauf einer Trasse mit 
Telekommunikationskabel (Glasfaser und Kupferkabel) in Ost-West-Richtung betrof-
fen sowie einer 2. Trasse im westlichen Randbereich, die nicht überbaut werden dür-
fen. In der Planzeichnung des Bebauungsplanes wird dieser Bereich innerhalb von 
dargestellten Schutzstreifengrenzen berücksichtigt. Da der Bebauungsplan die Fest-
setzungen als Grünfläche bzw. als Verkehrsfläche vorsieht, sind bauliche Anlagen 
dort generell nicht zulässig. Im Bebauungsplan wird eine entsprechende Information 
als Hinweis mit aufgenommen sowie die generelle Angabe zur Beteiligung der EVL 
bei Baumaßnahmen. 
 
Zu „Fernwärmetransportleitung“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in seinem südlichen Bereich durch 
den Verlauf einer Fernwärmetransportleitung betroffen, die nicht überbaut werden 
darf. In der Planzeichnung des Bebauungsplanes wird dieser Bereich innerhalb von 
dargestellten Schutzstreifengrenzen berücksichtigt. Da im Bereich des Schutzstrei-
fens die Festsetzung als Grünfläche/Verkehrsfläche erfolgt, sind bauliche Anlagen 
dort generell nicht zulässig. Des Weiteren erfolgt im Bebauungsplan ein Hinweis auf 
die Lage der Fernwärmetransportleitung sowie die zu beachtenden Bestimmungen. 
 
Zu „Wassertransportleitung“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch den Verlauf einer Wassertrans-
portleitung betroffen, die nicht überbaut oder freigelegt werden darf. In der Planzeich-
nung des Bebauungsplanes wird dieser Bereich innerhalb von dargestellten Schutz-
streifengrenzen berücksichtigt. Da im Bereich des Schutzstreifens die Festsetzung 
als Grünfläche/Verkehrsfläche erfolgt, sind bauliche Anlagen dort generell nicht zu-
lässig. Des Weiteren erfolgt im Bebauungsplan ein Hinweis auf die Lage der Wasser-
transportleitung sowie die zu beachtenden Bestimmungen. 
 
Zu „Lokalisierung von Leitungen“: 
Im Vorfeld von Baumaßnahmen ist die Lokalisierung von unterirdisch verlaufenden 
Leitungen erforderlich. Hierzu erfolgt innerhalb des Bebauungsplanes ein Hinweis so-
wie auf die zu beachtenden Bestimmungen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Elektrizitäts- und Telekommunikationsleitungen, die Fernwärmetransportleitung, 
die Wassertransportleitung und die Wasserschutzzone werden im Bebauungsplan 
nachrichtlich übernommen. In der Planzeichnung des Bebauungsplanes wird dieser 
Bereich innerhalb von dargestellten Schutzstreifengrenzen berücksichtigt. Zudem er-
folgt als Hinweis die Angabe zu den im Schutzstreifen zu beachtenden Bestimmun-
gen (Beteiligung der EVL, Erkundungs- und Schutzmaßnahmen, Anpflanzungen, Zu-
gänglichkeit). 
 
Den Äußerungen der EVL wird hiermit gefolgt. 
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I/B 6:   Evonik Technologie & Infrastruktur, Marl 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Wasserstofffernleitung“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in seinem östlichen Bereich durch 
eine in Nord-Süd-Richtung verlaufende Wasserstofffernleitung bzw. deren Schutz-
streifen betroffen, der nicht überbaut werden darf. Ebenso wird das Anpflanzen tief-
wurzelnder Bäume und Sträucher ausgeschlossen. In der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes wird dieser Bereich innerhalb von dargestellten Schutzstreifengrenzen 
berücksichtigt. Da im Bereich des Schutzstreifens die Festsetzung als Grünflä-
che/Verkehrsfläche erfolgt, sind bauliche Anlagen dort generell nicht zulässig. Des 
Weiteren erfolgt im Bebauungsplan ein Hinweis auf die Lage der Wasserstofffernlei-
tung sowie zu den beachtenden Bestimmungen und Nutzungseinschränkungen. 
 
Zu „Kompensations- und Ausgleichsflächen“: 
Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen bleiben innerhalb des Schutzstreifens 
unberücksichtigt. 
 
Zu „Leitungssicherungsmaßnahmen“: 
Leitungssicherungsmaßnahmen sind kein Regelungsinhalt dieses Bebauungsplanes. 
Über die benannten Bestimmungen zu Leitungssicherungsmaßnahmen wird der 
FB 66 informiert. 
 
Zu „Schutzmaßnahmen“: 
Die von der Evonik Technologie & Infrastruktur als Anlage beigefügte „Schutzanwei-
sung für Arbeiten im Bereich von Rohrfernleitungen“ führt eine Vielzahl von Bestim-
mungen auf, die zur Ausführung der Baumaßnahme beachtlich sind, jedoch keinen 
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Regelungsinhalt des Bebauungsplanes betreffen. Um dennoch diese Belange ausrei-
chend zu berücksichtigen, erfolgt innerhalb des Bebauungsplanes ein Hinweis auf die 
vorliegenden Schutzbestimmungen. Die Schutzanweisung mit Bestimmungen zu Ar-
beiten im Bereich der Rohrfernleitung wird an den FB 66 weitergegeben. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Wasserstoffleitung wird im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. 
 
Die Leitungsachse sowie der zugehörige Schutzstreifen der Wasserstoffleitung wird 
im Bebauungsplan zeichnerisch eingetragen. Zudem erfolgt als Hinweis die Angabe 
zur Festlegung des Schutzstreifens sowie die zu beachtenden Bestimmungen (Betei-
ligung der Evonik Technologie & Infrastruktur, Erkundungs- und Schutzmaßnahmen, 
Anpflanzungen). 
 
Der Äußerung der Evonik Technologie & Infrastruktur wird hiermit gefolgt. 
 
Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen bleiben innerhalb des Schutzstreifens 
der Wasserstoffleitung unberücksichtigt.  
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I/B 7:   GASCADE Gastransport GmbH, Kassel 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Es sind keine gasführenden Leitungen im Zuständigkeitsbereich der Fa. Gascade 
betroffen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
Weitere Leitungsbetreiber wurden um Stellungnahme gebeten.  
 
Der Ausgleich von mit der Planung einhergehenden Eingriffen in Natur und Land-
schaft erfolgt vollständig im Plangebiet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Den Äußerungen zur Beteiligung weiterer Leitungsbetreiber wurde gefolgt. Die Anre-
gungen zum Kompensationsbedarf werden zur Kenntnis genommen.  
 
  



 
 

41 
 

I/B 8:   Geologischer Dienst NRW, Krefeld 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden“: 
Die 3. Auflage der Karte der schutzwürdige Böden wird im Zuge der Planung heran-
gezogen. Der Leitfaden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitpla-
nung wird innerhalb des Umweltberichtes beachtet. 
 
Zu „Vorsorgender Bodenschutz“ und „Boden- und flächenbezogener Ausgleich“: 
Im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplanes ist § 202 BauGB in Verbindung mit 
der DIN 18915 als Maßnahme zur Verringerung nachteiliger Auswirkungen auf die 
Umwelt anzuwenden. Dies wird im Umweltbericht zum Bebauungsplan dargestellt 
und in die Abwägung aller auf das Plangebiet einwirkenden Belange eingestellt. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Den Äußerungen zur Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden sowie 
zum Mutterboden werden berücksichtigt. Entsprechende Angaben erfolgen im Um-
weltbericht sowie als Hinweis im Bebauungsplan. 
Der Äußerung des Geologischen Dienstes NRW wird hiermit gefolgt. 
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I/B 9:   Kampfmittelbeseitigungsdienst, Bezirksregierung Düsseldorf 
 

 



 
 

45 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes besteht aufgrund von Luftbildauswertun-
gen der Verdacht auf Kampfmittel im Boden. Eine Überprüfung der Fläche vor Ein-
griffen in den Boden und bei Baumaßnahmen ist erforderlich.  
 
Im Bebauungsplan werden der Verdacht auf Kampfmittel, die Erforderlichkeit einer 
Überprüfung der Fläche sowie die Empfehlung zur Durchführung einer Sicherheits-
überprüfung als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Ein Hinweis auf Kampfmittel sowie zur Sicherheitsüberprüfung erfolgt im Bebauungs-
plan. Der Äußerung des KBD wird gefolgt. 
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I/B 10:   LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Bonn 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu: „Bodendenkmäler und archäologische Funde“: 
Zur Beachtung der Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG NRW) er-
folgt innerhalb der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes als Hinweis eine 
Angabe zu den zu beachtenden Anforderungen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Ein Hinweis auf die Meldepflicht und das Veränderungsverbot bei der Entdeckung 
von Bodendenkmälern erfolgt im Bebauungsplan. Der Äußerung des LVR wird ge-
folgt. 
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I/B 11:   Industrie- und Handelskammer, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Von Seiten der IHK werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 12:   Nord-West Oelleitung GmbH, Mülheim an der Ruhr 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Es sind keine Mineralölleitungen der Nord-West Oelleitung GmbH betroffen. Ein Ab-
wägungserfordernis liegt nicht vor. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 13:   Pledoc GmbH, Essen 
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55 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Leitungsbahnen“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch den Verlauf zweier Leitungs-
bahnen (Kabelschutzrohr(KSR)-anlagen mit einliegendem Lichtwellenleiter(LWL)-ka-
beln) betroffen. In die Planzeichnung des Bebauungsplanes werden hierzu Schutz-
streifengrenzen (2 Meter bzw. jeweils 1 Meter beiderseitig der Leitungsachse) nach-
richtlich aufgenommen. Da im Bereich des Schutzstreifens die Festsetzung als Grün-
fläche/Verkehrsfläche erfolgt, sind bauliche Anlagen dort generell nicht zulässig. 
Überdachte Abstellanlagen für Fahrräder sind in diesem Bereich nicht vorgesehen. 
Des Weiteren erfolgt im Bebauungsplan ein Hinweis auf die Leitungsbahnen sowie 
auf die zu beachtenden Anforderungen. 
 
Zu „Erdüberdeckung“: 
Vorgaben zur Erdüberdeckung von Leitungsbahnen betreffen keinen Regelungsin-
halt des Bebauungsplanes. Entsprechende Bedingungen werden als Hinweis im Be-
bauungsplan aufgeführt. 
 
Zu “Anpflanzungen“: 
Entsprechend der im Merkblatt der GasLlNE GmbH & Co. KG aufgeführten Angaben 
werden Bäume und tiefwurzelnde Sträucher im Bereich des Schutzstreifens nicht 
vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Leitungsachse sowie die zugehörigen Schutzstreifen der Leitungsbahnen für Ka-
belschutzrohre mit Lichtwellenleiterkabel werden im Bebauungsplan zeichnerisch ein-
getragen. Zudem erfolgt als Hinweis die Angabe zur Festlegung des Schutzstreifens 
sowie die zu beachtenden Bestimmungen (Beteiligung der GasLlNE GmbH & Co. 
KG, Erkundungs- und Schutzmaßnahmen, Anpflanzungen). 
 
Der Äußerung der GasLlNE GmbH & Co. KG wird hiermit gefolgt. 
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I/B 14: Polizei NRW, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Gestaltung der P+R-Anlage und des öffentlichen Raumes sind unter den Ge-
sichtspunkten der Kriminalprävention zu betrachten, da Pkw-Aufbrüche und Fahrrad-
diebstähle in der Örtlichkeit bekannt sind. Ein Vororttermin zur Beratung durch die 
Polizei wird durch den FB 61 vorgesehen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung der Polizei wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren 
berücksichtigt. 
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I/B 15: Unitymedia NRW GmbH, Kassel 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Von Seiten der Unitymedia werden keine Anregungen vorgetragen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 16: Straßen NRW, Regionalniederlassung Rhein-Berg, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Anpassungen im Einmündungsbereich“: 
Der Einmündungsbereich zur L 291 befindet sich außerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes Nr. 237/I und wird somit vom Regelungsinhalt des Bebau-
ungsplanes nicht erfasst. 
Der Fachbereich Tiefbau wurde über die Stellungnahme von Straßen NRW in Kennt-
nis gesetzt. Grundsätzlich ist durch die Erweiterung der vorh. P+R-Anlage kein An-
passungsbedarf im Einmündungsbereich der L 291 mit der Zufahrt zum S-Bahnhalte-
punkt zu erwarten. Sollte es hier Regelungsbedarf hinsichtlich Planung und Kosten 
geben, wird sich die Stadt Leverkusen mit Straßen NRW in Verbindung setzen.  
 
Zu „Beteiligung an der Erschließungsplanung“: 
Der Bebauungsplan setzt planungsrechtlich auf den zur Erschließung vorgesehenen 
Flächen eine Verkehrsfläche fest. Die Ausarbeitung der eigentlichen Erschließungs-
planung wird vom Fachbereich Tiefbau vorgenommen und ist kein Regelungsinhalt 
des Bebauungsplanes. 
Der Fachbereich Tiefbau wurde über die Stellungnahme von Straßen.NRW in Kennt-
nis gesetzt. Sollte sich durch die geplante Erweiterung der vorhandenen P+R-Anlage 
Regelungsbedarf zur Planung für den Einmündungsbereich der L 291 mit der Zufahrt 
zum S-Bahnhaltepunkt ergeben, wird sich der Fachbereich Tiefbau mit Straßen.NRW 
in Verbindung setzen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerungen zu Anpassungen im Einmündungsbereich sowie zur Beteiligung an 
der Erschließungsplanung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im weiteren Bebauungsplanverfahren wird Straßen.NRW im Rahmen der Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erneut an der Planung be-
teiligt und um Stellungnahme gebeten.  
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I/B 17: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Entwässerung“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der Wasser-
schutzzone IIIa im Wasserschutzgebiet Leverkusen-Rheindorf, so dass eine Berück-
sichtigung der wasserrechtlichen Anforderungen zur Entwässerung der P+R-Anlage 
erfolgen muss. Das auf der Fläche der P+R-Anlage anfallende Regenwasser muss 
zunächst hinsichtlich seines Belastungsgrades (u. a. Reifenabrieb, Öl, Benzin) be-
wertet werden. Dieses entscheidet über die Notwendigkeit zur Vorbehandlung des 
Regenwassers vor Versickerung oder Ableitung in den vorhandenen Kanal.  
 
Die Ausarbeitung eines Konzeptes zur Regenwasserentwässerung erfolgt durch den 
Fachbereich Tiefbau gemeinsam mit der TBL und in Abstimmung mit dem Fachbe-
reich Umwelt/UWB.  
 
Flächen einer Regenbehandlungsanlage (Reinigung/Versickerung) werden im zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzt. Die Beschreibung und Bewertung 
des Konzeptes zur Entwässerung der Parkplatzfläche wird innerhalb des Umweltbe-
richtes zum Bebauungsplan aufgeführt. Die wasserrechtliche Genehmigungsfähigkeit 
dieses Konzeptes muss vom Grunde her dargelegt sein. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Im Rahmen der Erschließungsplanung wird durch den Fachbereich Tiefbau ein mit 
der TBL und FB 32 abgestimmtes Entwässerungskonzept erarbeitet. Die Äußerung 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
Angaben zur Beseitigung des Niederschlagswassers (Vorbehandlung, Einleitung, 
Rückhaltung) erfolgen als Hinweis im Bebauungsplan.  
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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I/B 18: Vodafone GmbH, Ratingen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Es sind keine Leitungen im Zuständigkeitsbereich der Fa. Vodafone GmbH betroffen. 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 19: Westnetz GmbH, Dortmund 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „110 kV-Hochspannungsleitungen der Westnetz GmbH“: 
Es sind keine Leitungen im Zuständigkeitsbereich der Westnetz GmbH betroffen. 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
Zu „220-/380 kV Hochspannungsleitungen der Amprion GmbH“: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch den Verlauf zweier Höchst-
spannungsfreileitungen (380 kV sowie 220-/380 kV) der Amprion GmbH betroffen. 
Eine Berücksichtigung erfolgt hierzu unter Punkt I/B1 dieser Abwägung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 20: E-Plus Gruppe, Nürnberg 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Es verlaufen 2 Richtfunkverbindungen durch das Plangebiet. 
 
Die Richtfunkverbindungen 306535554, 30655555 verlaufen innerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes durch Flächen, für die der Bebauungsplan eine 
Grünfläche ohne bauliche Anlagen vorsieht, so dass hier eine Beeinflussung der ent-
sprechenden Richtfunkverbindung ausgeschlossen werden kann. 
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Die Richtfunkverbindungen 306557800, 306557801 verlaufen außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 
Durch den Bebauungsplan werden grundsätzlich Flächen als Verkehrsfläche oder als 
Grünfläche festgesetzt, in der bauliche Anlagen, insbesondere höhere Gebäude, 
nicht zulässig sind. Eine allgemeine Betroffenheit der Richtfunkverbindungen ist so-
mit grundsätzlich nicht gegeben. Um die vorliegenden Informationen über Richt-
funkstrecken innerhalb des Plangebietes zu berücksichtigen, wird in den Bebauungs-
plan ein Hinweis auf die im Plangebiet vorhandenen Richtfunkverbindungen und de-
ren Schutzstreifen sowie auf die einhergehenden Anforderungen aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Zu den bestehenden Richtfunkverbindungen und deren Schutzkorridor erfolgt ein 
Hinweis innerhalb des Bebauungsplanes. 
 
Der Äußerung der E-Plus Gruppe wird gefolgt. 
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I/B 21: Thyssengas GmbH, Dortmund 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Gasfernleitungen“: 
Es sind keine Gasfernleitungen im Zuständigkeitsbereich der Thyssengas GmbH be-
troffen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 22: Fachbereich 20 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Verpachtung zur landwirtschaftlichen Nutzung“: 
Die eigentliche Ausbauplanung ist kein Regelungsinhalt dieses Bebauungsplanes. 
Über den Fachbereich Tiefbau wird die Ausbauplanung der Verkehrsplanung und 
über den Fachbereich Stadtgrün die Ausbauplanung der Grünflächenplanung koordi-
niert. Beide Fachbereiche werden über die Notwendigkeit zur Mitteilung des Baube-
ginns informiert. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung zur Verpachtung der Flächen wird zur Kenntnis genommen und hierzu 
der Fachbereich Tiefbau sowie der Fachbereich Stadtgrün informiert.  
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I/B 23: Fachbereich 32 
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I/B 23: Fachbereich 32/Ergänzung  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Natur- und Landschaft-/Artenschutz“: 
Im Zuge des Planverfahrens wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung (Stufe I) 
durchgeführt (Büro Planung und Landschaft, Essen, Oktober 2019). Das Gutachten 
kommt zu dem Ergebnis, dass durch die Planung keine Verbotstatbestände gemäß 
§ 44 BNatschG ausgelöst werden und der Planung keine artenschutzrechtlichen Be-
lange entgegenstehen. 
 
Zu „Klima/Luft“: 
Die Planung der P+R-Anlage begrenzt sich auf den im Lageplan dargestellten Be-
reich. Die übrigen Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bleiben grund-
sätzlich unversiegelt und werden in einem mit dem Fachbereich Stadtgrün abge-
stimmten Begrünungsplan aufgewertet. Die zur landwirtschaftlichen Nutzung notwen-
digen Parameter werden hierbei erörtert. 
Für die P+R-Anlage wurde ebenfalls ein Begrünungsplan durch den Fachbereich 
Stadtgrün erarbeitet. Dieser sieht eine Vielzahl von Baumanpflanzungen in den 
Randbereichen der Anlage vor sowie teilweise auch zwischen den Stellplätzen. Die 
lokalklimatischen Rahmenbedingungen werden insofern berücksichtigt. 
Die Verwendung von versickerungsfähigen Oberflächenmaterialien wird unter dem 
Gesichtspunkt der Lage innerhalb eines Wasserschutzgebietes betrachtet und im 
Rahmen der Ausbauplanung zwischen dem Fachbereich Tiefbau und der UWB ab-
gestimmt. 
 
Zu „Vorbeugender Immissionsschutz“: 
Gemäß ergänzender Stellungnahme der UIB vom 28.05.2020 zur Immissionssitua-
tion kann aufgrund der Abstandssituation zwischen der geplanten P+R-Anlage und 
der bestehenden Wohnbebauung davon ausgegangen werden, dass lärmschutzbe-
zogene Anforderungen gemäß 16.BImSchV, 59 dB(A) am Tag und 49 dB(A) in der 
Nacht, eingehalten werden. Eine gutachterliche Stellungnahme ist demnach entbehr-
lich. 
 
Zu „Boden/Altlasten“: 
Im Umweltbericht zum Bebauungsplan werden die Ausgangslage und die Auswirkun-
gen auf den Boden dargestellt. Im Weiteren erfolgt die Erarbeitung eines vorsorgen-
den Bodenschutzkonzeptes mit Darlegung der Minderungs- und Vermeidungsmaß-
nahmen. 
Innerhalb des Bebauungsplanes wird als Hinweis auf das vorsorgende Bodenschutz-
konzept sowie auf eine bodenkundliche Begleitung verwiesen. 
 
Zu „Wasser“: 
In den Bebauungsplan wird die Wasserschutzzone III des Wasserschutzgebietes Le-
verkusen-Rheindorf Zone IIIa nachrichtlich übernommen. Erforderliche Ausführungen 
werden in die Begründung und den Umweltbericht zum Bebauungsplan aufgenom-
men. Innerhalb der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes erfolgen Hin-
weise zur Wasserschutzzone IIIa sowie auf die zu beachtende Verordnung. 
 
Der Bebauungsplan wird vor Satzungsbeschluss zur Prüfung der wasserrechtlichen 
Genehmigung bei der UWB eingereicht. 
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Die Ausarbeitung eines Konzeptes zur Niederschlagswasserentsorgung erfolgt durch 
den Fachbereich Tiefbau gemeinsam mit der TBL und in Abstimmung mit dem Fach-
bereichen Umwelt/UWB unter Berücksichtigung der Vorgaben gemäß Wasserschutz-
gebietsverordnung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Wasserschutzzone wird im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen sowie ein 
Hinweis zur Niederschlagswasserentsorgung gegeben. 
 
Zum Bodenschutz wird im Bebauungsplan ein Hinweis auf ein vorsorgendes Boden-
schutzkonzept gegeben. 
 
Die Versiegelung von Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes wird auf den Bereich der P+R-Anlage beschränkt.  
 
Den Äußerungen des Fachbereiches Umwelt wird gefolgt.  
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I/B 24: Fachbereich 37 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Ausbauplanung und Löschwasserversorgung betrifft keinen Regelungsinhalt des 
Bebauungsplanes. Grundsätzlich ermöglicht die Festsetzung der Verkehrsfläche die 
Zugänglichkeit für Fahrzeuge der Feuerwehr. Die Löschwasserversorgung wird im 
Rahmen der Erschließungsplanung durch den Fachbereich Tiefbau geregelt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die Äußerung zur Löschwasserversorgung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 25: Fachbereich 67 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Bei der weiteren Planung erfolgten mit dem Fachbereich Stadtgrün Abstimmungen 
zur Freiflächenplanung sowie zu Begrünungsmaßnahmen der P+R-Anlage. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Der Fachbereich Stadtgrün wird bei konkreteren Planungen beteiligt. 
Der Äußerung des Fachbereiches Stadtgrün wird gefolgt.  
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I/B 26: Fachbereich 36 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zum derzeitige Planungsstand (Lageplan) werden keine Anregungen des Fachberei-
ches Ordnung und Straßenverkehr vorgebracht. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Der Fachbereich Ordnung und Straßenverkehr wird bei der konkreteren Planung be-
teiligt.  
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I/B 27: Fachbereich 66 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Erstellung des Bebauungsplanes erfolgt in enger Abstimmung mit dem Fachbe-
reich Tiefbau. Der Fachbereich Tiefbau ist für die Gesamtplanung der P+R-Anlage 
zuständig.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes werden auf Grund-
lage der durch den Fachbereich Tiefbau erstellten Planung erarbeitet. 
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